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1953 


Drucksache 1973 


Große Anfrage 

der Abgeordneten Müller-Hermann, Rümmele, Stücklen, 
Cillien und Fraktion der CDU/CSU 


betr. Sicherheit im Straßenverkehr 


Wir fragen die Bundesregierung: 

l.Ist die Bundesregierung bereit, mit den Länderregierungen eine 
Vereinbarung darüber zu treffen, daß zur Erhöhung der Ver- 
kehrssicherheit 

a) eine enge Zusammenarbeit der Verkehrspolizeibehörden herbei- 
geführt wird, 

b) insbesondere die Verkehrspolizeikräfte personell verstärkt und 
besser ausgestattet werden, 

c) ein unmittelbarer kontinuierlicher Austausch der Erfahrungen 
auf dem Gebiet der Verkehrssicherheit und 

d) eine intensivere Auswertung der Unfallstatistik sichergestellt 
wird? 

2. Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung bei der Bekämpfung 
von technischen Mängeln an Kraftfahrzeugen bisher gesammelt, 
insbesondere bei der Bekämpfung von Überladungen im Güter- 
kraftverkehr? 

Wie viele Fahrzeuge des Werk- und gewerblichen Kraftverkehrs 
wurden in den letzten Jahren 

a) aus verkehrssicherheitlichen Gründen, 

b) wegen Verstößen gegen das Güterkraftverkehrsgesetz, insbe- 
sondere wegen Tarifverstößen, 

beanstandet? Bei wie vielen der unter b) genannten Gruppen 
handelte es sich lediglich um Bagatell- und Formalangelegenheiten? 

Welche Erfolge haben die bisherigen Überwachungsmaßnahmen 
gezeitigt, und welche rechtlichen Möglichkeiten bestehen bzw. 
müßten geschaffen werden, um durch Sicherstellung von Fahr- 
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zeugen, zwangsweise Umladungen und Konzessionsentziehungen 
den Verladern das Risiko im Falle von Überladungen noch deut- 
licher als bisher zu machen? 

3. Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die in der Öffentlich- 
keit beklagte uneinheitliche Rechtsprechung bei Verstößen gegen 
das Straßenverkehrsrecht zu beheben, eine raschere und wirk- 
samere Entscheidung bei Verkehrsdelikten zu ermöglichen und 
damit auch die Rechtsprechung am Kampf gegen den Unfalltod 
teilnehmen zu lassen? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, zur Beschleunigung 
ln der Verfolgung von Verkehrsdelikten die ordentlichen Gerichte 
stärker als bisher von langwierigen Bagatell verfahren zu entlasten? 


Bonn, den 16. Dezember 1955 


Müller- Hermann 

Rummele 

Stücklen 

Cillien und Fraktion 



